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Wie lassen sich die Erfahrungen im Umgang 
mit AIDS für das Gesundheitswesen nutzen? 

ln den Jahren nach dem ersten Bericht über das Immunde­

fekrsynd rom im Morbidity and Mortality Weekly Report 

vo m 5. Juni 1981 standen fast hys terisch zu nennnende 

Über- und Abwehrreaktionen der Gesellscha ft im Vorder­

grund. Allmählich konnte si ch im Bündnis vo n engagierter 
Selbsthil fe bewegung- vor allem getragen von organisierten 

schw ulen Mä nnern - und liberal gesonnenen Profess ionel­

len dann ein a uf zielgruppenorientierter Aufklärung und 
g:rnzheitlicher Unterstützung HIV-Infizierter und AIDS­

Kranker o ri entiertes H andlungsmuster durchsetzen . Dieser 

immer a uch w ieder von Rückschlägen gekennzeichnete 

Weg wird heure nun von verschiedenen Seiten als überholte r 
So nderweg für das AIDS-Problem gekennzeichnet, der im 

Vergleich zu a nderen Erkrankungen und gesundheitlichen 

Pro blemen unangemessen sei. Die Fortschritte in Diagno­
sti k und Therapie ha ben wesentlich dazu beigetragen, daß 

AIDS im öffentlich en Bewußtsein in gew isser W eise zu einer 

" normalen" Krankheit geworden ist. Diese Entw icklung 

hat fraglos auch ihre positiven Aspekte. Die nachfolgenden 

Ausführungen sollen demgegenüber skizzieren, an welchen 
Pu nkten die Erfahrungen mit AIDS für andere Probleme des 
Ges undheitswesens sinnvoll genutzt werden müßten, ehe 

vo rschnell einer Normali sierung das Wo rt geredet w ird . Es 

so ll abschließend auch angedeutet werden, warum auch 

we ite rh in besondere Anstrengungen erfo rderlich bleiben, 

um die spezifischen mit AIDS verbundenen Pro bleme 
bewä lti gen zu können. 

Die in den entw ickelten Industrienat ionen zu verzeich­
nenden Erfol ge bei der Eindämmung der HIV-Epidemie und 

vo r a llem bei der Betreuung Betroffener w urden initiiert 
durch eine auf Selbstbestimmung und Selbsthilfe setzende 

aktive "gay co mmunity" in den am stä rksten betroffenen 

Großstädten der USA. Diese kleinräumigen Akt ivitä ten 
einer ext rem koh ärenten sozialen Gruppieru ng stellten die 

Prinzipi en von "community action " un d "consumer hege­
mony" als zukun ftsweisend heraus (so N ELKIN und Mitarb. 
1991; im Übe rblick für San Francisco PETROW und M ita rb . 

J 990). Die kreative Antwort auf die AIDS-Hera usfo rderung 

ist mithin " nicht p rimär auf die medizingestützte Gesund­

heitss icherungspoli t ik " zu rückzuführen (ROSEN BROCK 
l 992). Für die Bundes republik läßt dies se it langer Zeit 

erstma ls deutl ich werden, was eine nicht-medizinze ntr ierte 
Ges undh eitspol iti k und -förderung bedeuten könnte. Eine 

der Vora ussetzungen w urde im End be richt der GKV­

Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages fo rmu ­
li ert: M edizinische, psychosozial-pflegerische Betreuung 

und Aktivierung des Patientenum fel des müssen als drei 

gleichberechtigte Säulen des Ges undhei tssystems begriffen 

werden. Auch die Bewältigungsform en der H IV-Epidemie 

in der Bundesrepublik zeigen, w ie bedeutsa m di e Vielfalt a n 
kommunalen Ansätzen im ö ffe ntli chen Gesundheitsdienst, 

in der GKV, bei freien T rägern und las t no t least durch die 

Selbs thilfegruppen neben und im Verbund mi t dem Medi­

zinsystem ist. 
Es gibt zwei weiterzuverfolgende Einwände gegen eine 

Idea lisierung des Selbsthilfe- und Selbstbestimmungsansat­

zes im Ges undheitsförd erungsdiskurs: Prioritäre Gesund­

heitsz iele lassen sich allein a uf diese m Weg nicht fes tlegen, 

wei l die Interessenvertretung bei grav ierenden Krankhei ten 
sehr unterschiedlich ausgeprägt ist und Q ualitä tsstanda rds 

(z.B . bezüglich Medika mentenzulassung) müssen auch 
un abhängig vom Pro blemdruck best immter Pa tientengrup­

pen als bedeutende gesellschaftli che und wissenschaftliche 
Aufgabe begriffen werden (hierzu W ACHTER 1992; zu 

Ansätzen einer Prioritä tendebatte in Deutschland s. W EBER 

und Mitarb . 1990). 

Generell läßt sich aus dem ersten Jahrzehnt des Umgangs 
mit AIDS die Forderung ableiten, daß endlich systematisch 

der N utzen sozialw issenschaftli cher Forschungs- und Inter­
ventionsansätze für relevante gesundh eitliche Fragestel­
lungen erkannt werden muß und daß die epidemiologische 

Sicht im Verhältnis zur individualmedizinischen Betrach­

tungsweise von Krankheit und Gesundheit den erfo rderli ­

chen Raum erhält. Dies w ird in der Bundesrepublik ange­
sichts der alles dominierenden Kra ft des kurati ven Ges un d­

heitswesens weiter eine mühs ame Aufgabe bleiben. 
Auch innerhalb des Gesundheitsversorgungsystems las­

sen sich eine Reihe wichtiger Forderungen aus den AIDS­

Er fa hrungen für andere Krankheiten ableiten. Im ambulan­
ten Bereich zeigt sich , w ie sinnvo ll Schwerp unktpraxen 

arbeiten können. Es läßt sich gleicherm aßen die Forderung 
ableiten, mit Modellen von Klinikambulanzen und - in den 
neuen Bundesländern - mi t entsprechend gestützten Polikli­

ni ken zu operieren und hi erbei von Beginn an psychosozia le 
Betreuung zu integrieren . Die Leistungsfähigkeit verschie­
dener a mbula nter Ansä tze - natü rlich einschließli ch der 

kassenä rztlichen Einzelpraxis - mü ßte Gegenstand wissen­

schaftlicher Forschung werd en. 

Die enormen Mögli chkeiten qualifizierter häus licher 
Krankenpflege mü ssen gefö rdert und gestützt werden. 
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Geschlechts-, alters- und pflegespezifische Anforderungen 

an die Betreuung Kranker in ihrer häuslichen Umgebung 
dürfen nicht als Lux us bet rachtet werden. Der mindestens 

zwanzig Jahre betragende Verzug in der Professiona lisie­
rung der häuslichen Krankenpflege muß im Interesse einer 

Vielzahl von Pa tientengruppen abgearbeitet werden, die 

wesentlich länger zu H ause und wesentlich kürzer im Kran­

kenhaus behandelt werden könnten. 
Im stationären Bereich ist dringend nach einer prakti ka­

blen Integra tion psychosomatischer M edizin zu suchen. 

Neben leistungsfähigen sozia len Diensten ist Selbsthi lfe­

gruppen der Zugang zu den Stationen zu erleichtern. Das 

burn-out-Syndrom bei den helfenden Berufen, vo r allem 

den Pflegekräften in Brennpunkten erfordert ernsthaftere 
Antworten a ls bisher; dies betrifft die Frage d ifferenzierter 

Pflegeschlüssel ebenso w ie die N utzung von Fortb ildung 

und Supervision. D ie Stationen müssen mehr als bisher 

nicht nur als Therapie- sondern auch a ls Lebensräume für 
Kranke, deren Angehörige, Freunde und Besucher ausge­

stattet werden. Die im Kontext von HIV thematisierten 

berufsbedingten Gesundheitsrisiken sind durch a rbeits­

p latznahe Arbeitsschutzkampagnen und nicht als AIDS­
Sonderproblem anzugehen. 

Im Gesundheitswesen müssen allgemein die Prinzipien 

von w irksamer Aufklärung und Zustimmung zu Diagnostik 
und Therap ie fest etabliert werden. Der HIV-Antikörpertest 

ha t die Aufmerksamkeit auf di ese Fragen gelenkt, es handel t 

sich aber um ein generelles Problem mangelnder Kommuni­
kation zwischen Ärztinnen/ Ärzten und Pa tientinnen/Patien­

ten und unzureichender Reflex ion diagnostischer und thera­

peutischer Eingriffe. 
Aus a llgemeinen präventi onspoli tischen Überlegungen 

heraus, aber au ch auf Grund der Kofaktoren-Rolle einer 

ganzen Reihe von sexuell übertragbaren Krankheiten für 

die Entwicklung von HIV-Infektionen wird in den nächsten 

Jahren intensiver über integri erte Ansätze von HIV- und 

STD-Aufklärung und -Betreuung gearbei tet werden müssen 
(WASSERHE!T 1992 und Bo ND 1992). Bezogen auf den 

öffentlichen Gesundheitsdienst wird zu nehmend zum Kon­
sens, da ß das dem Gesetz zu r Bekämpfung der Gesch lechts­

krankheiten von 1953 entsp rungene - historisch noch we­
sentlich ältere - Modell der "Haut- und Geschlechtskran­

kenberatung" mit Zentri erung auf weibliche Prostituierte 

gleichermaßen diskriminierend wie ineffizient gewesen ist 

(hierzu HEINZ-TROSSEN 199 1, zur Neuko nzeption s. JÄGER 
1992). Nötig erscheint die Einbeziehung der Sexualbera­
tungsstellen in diese Planungen (es gab in der Weimarer 
Repub lik schon Ansätze so lch er Integration von Sexua lbe­

ra tung und Sexualmedi zin , s.v. SODEN 1988 ). 
Die dringend no twendige Ve rstetigung der H IV-P räven­

tion in der Bundesrepublik ist durch den Wegfa ll der Bun­
desmodelle und die parallel zu verzeichnende Belastung bis 

Überlastung der Selbsthil fegruppen mit Betreuungsaufga­
ben gefährd et. Es ist aber unstrittig, daß a us vielerlei Grün-
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den diese Präventionsansätze nicht vom "normalen" 
Ges undheitsversorgu ngssyste m weitergetragen werden 

können. Bezüglich des HIV-Antikörpertests sollte ni cht zur 

Tageso rdnung übergega ngen werden, wenn heute übe r 80 
Prozent a ller HIV-Antikörpertests von niedergelassenen 

Ärzten und Krankenhäuse rn durchgeführt werden. Der T est 

1st kein Präventi onsinstrument (H1 GG!NS u. M ita rb. 1991) 
und die Städte so ll ten unbed ingt weiter qualifizierte Bera­

tungsa ngebote vorhalten, die den Test, eingebettet in Vor­

und Nachtest-Beratung, anbieten und nich t al s x -beli ebi gen 

Bluttes t begreifen (QurNN 1992). 
AIDS ist auch 1993 ke in e "ganz normale" Krankh eit, so 

sehr dies prin zipiell a ls Z iel erstrebenswert erscheinen mag. 

Die meisten der Infizierten und Kranken gehören zu stigma ­

tisierten gese llscha ft lichen Gruppen. AIDS verbindet die 

tabuisierten The men fe lder Sexua li tä t und Tod mit tiefs it­
zenden Ängsten vor übertragb:iren Krankheiten; eine ver­

gleichbare emotionale H erausforderung findet sich bei den 
meisten anderen Krankheiten nicht. Wer Norma litä t for­

dert, muß sich auch künftig entschieden für den Abbau von 

Vo rurteilen gegenüber den Hauptbetroffenengruppen ein­

setzen . 
Wie wenig norm al di e Betra chtung von AIDS nach w ie 

vo r ist, läßt sich einer jüngst erschienenen Arbeit des US ­

Politikw issenschaftlers Leichter entnehmen. Er resümmi ert, 
daß in den wes tl ichen Industriegesellschaften, sollte sich die 

Befü rchtung einer Ausweitung der HIV-Epidemie über die 

" high-risk groups" hinaus nicht bestätigen, die Bereitschaft 

nachlassen werde, finanzie lle Ressourcen zur Eindämmung 
der Epidemie zur Verfügung zu stellen (LEICHTER 1992). 
Die "Besonderung" der AIDS-Frage ist keine Erfindung 
libera ler Intellektueller, sie ist primär Reflex ti efs itzender 
gesellschaftlicher Vorurte ile. 
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